




tungserbringung im Verzug befunden. Die Klägerinnen hätten im Übrigen am 17.06.2021 um 

05.00 Uhr in der Praxis der Beklagten niemanden erreichen können.

Die Klägerin beantragt:

Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an die Kläger als Gesamt-

gläubiger 2.537,84 € nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Ba-

siszinssatz ab dem 30. Juni 2021 zu zahlen.

Die Beklagten werden als Gesamtschuldner verurteilt, an die Kläger als Gesamt-

gläubiger 360,00 € zu zahlen.

Die Beklagte beantragt:

Klageabweisung.

Die Beklagte behauptet, auf ihrem Internetauftritt sei auf die Möglichkeit verzögerter Testergebnis-

se hingewiesen worden (Anlage B 1). Im Übrigen handele es sich nicht um eine fest vereinbarte 

Leistungszeit, sondern um eine reine Absichtserklärung. Die Klägerinnen hätten nicht einen Ter-

min kurz vor Schließung der Teststelle wären dürfen. Sie hätten vielmehr einen hinreichenden 

Puffer einplanen müssen.

Zur Ergänzung wird verwiesen auf die Schriftsätze der Parteien und den übrigen Akteninhalt 

nebst Anlagen.
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Entscheidungsgründe

I.

Die zulässige Klage ist begründet.

1.)

Der Anspruch der Klägerinnen auf Schadensersatz folgt aus §§ 286, 280 BGB.

a)

Das Angebot der Beklagten in ihrem Internetauftritt zur Durchführung von PCR-Tests enthält als 

Bestandteil der Leistung, dass die Testergebnisse bei einem Test vor 19.00 Uhr nach 3 bis 5 

Stunden vorliegen. Soweit die Beklagte behauptet, in diesem Internetauftritt sei bereits zum Zeit-

punkt des hier gegenständlichen Vertragsschlusses insoweit eine Einschränkung enthalten ge-

wesen, hat sie diese Behauptung nicht unter Beweis gestellt. Aus der Anlage B 1 ergibt sich 

nicht, dass diese den Inhalt der Internetseite zum 16.06.2021 wiedergibt. Der Hinweis auf der 

Quittung ist unbehelflich, da dieser erst nach Vertragsschluss erfolgte.

Dieser Zeitrahmen ist nicht als bloße Absichtserklärung zu werten, da er aus Sicht des objektiven 

Erklärungsempfängers ein für den Vertragsschluss maßgeblicher Umstand ist.

Gemäß § 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB bedufte es hier daher keiner Mahnung der Klägerinnen. Aus dem 

Vertragsinhalt ergab sich die besondere Dringlichkeit der Leistungen. 

b)

Ein Mitverschulden der Klägerinnen in Form eines zu kurzfristigen Testantrittes liegt nicht vor. Ein 

solches Mitverschulden ist bereits angesichts der zeitlichen Zusage der Beklagten ausgeschlos-

sen.

c)

Der Klägerinnen haben mithin Anspruch auf Ersatz der unstreitigen Flugmehrkosten. Die Kosten 

der infolge des Verzugs der Beklagten erforderlichen neuerlichen PCR-Tests haben die Klägerin-

nen mit den vorgelegten Rechnungen zur Überzeugung des Gerichts bewiesen.
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3.)

Die geltend gemachten Ansprüche auf Verzugszinsen und den Ersatz von vorgerichtlichen 

Rechtsverfolgungskosten ergeben sich aus §§ 286, 288 BGB.

II.

Die Kostenentscheidung und die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruhen auf 

§§ 91, 709 ZPO.

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht München I
Prielmayerstraße 7
80335 München

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht München
Pacellistraße 5
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